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Verkündet l m N a m e n d e e V o l k e 5

am 220 April 1959

Beklagten und Rev'eionek„ägers,

gegen

Kläger und Revieionsbeklagten‚

hat der 11„ Senat des Bundeseozialgerichte

auf die mündliche Verhandlung vom 220 April 1959

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

andessozialgerichts Berlin vom 16° November 1956

wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläaer die außergeriehtlichen

Kosuen des Revisionsverfrhrens zu erstatten„

echte wegen°
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Der Kläger war von 1° August 1933 bis zum Be Mai 1945 im Hee—

reseaffenemt als Ingenieur in Angestelltenverhältnis tätig°

Zu seinen Aufgaben gehörte es, ?ulverladungen für verschiedene

Arten von Geschützen zu berechnen und Schießversuche auf in—

und ausländischen Schießplätzen durchzuführcno Er beantragte

am 310 Januar 1952 Versorgung nach dem Bundesversorgungsge—

setz (BVG) wegen einer Hervenlähmung in beiden Beinen‚ im
rechten Untererm und in der linken Hand und beheuptete, diese

Gesundheitsstörungen seien auf Überenstrengung während der

Tätigkeit beim HeereSWaffenemt zurückzuführeno Das Vereorgunge«

amt Il Berlin lehnte den Antrag durch Bescheid vom 10„ Februar

1953 ab; der Kläger habe Zivildienst und nicht militärähnlichen

Dienst geleistet; sein Einsatz sei nicht mit kriegseigentüm—

lichen Gefahren verbunden gewesen° Den Widerspruch wies das
Lende3versorgungsemt Berlin am 10„ Februar 1954 zurück°

In der Klage begehrte der Kläger‚ "den Versorgungsenspruch zu—

zugestehen"° Nach der Sitzungsniederschrift des Sozielgerichte
(SG„) Berlin vom 16‚ Mai 1956 beantragte er, "unter Aufhebung
der angefochtenen Beecheide Nervenlähmung in beiden Beinen‚

im linken Unterarm und in der linken Hard als Versorgungsleidcn

anzuerkennen"o Das SG„ hob durch Urteil vom 16° Mai 1956 die

Beecheide v m 10° Februar 1953 und vom 10° Februar 1954 auf,

stellte fest? ”daß der Dienst des Klägers bei dem Heereswnf—

fcnamt während des Krieges als militärähnlichcr Dienst im

Sinne des © 3 äbs° 2 BVG zu gelten habe"7 und verurteilte den

Beklagten, ”den Versorgungeentrag des Klägers nunmehr each»

lich zu prüfen, die hierzu noch erforderlichen Ermittlungen

anzustellen und Unterlagen herbcizuziehen und dem Kläger einen
rechtsmittelfühigen Bescheid zu erteilen"° Das Lendessozialge—

richt (LSG„) Berlin hob dieses Urteil durch Urteil vom 16„ No—

vember 1956 auf und verwies den Rechtsstreit zur erneuten
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Verhe ndlung und Ente eheidung en des SG„ zurück: Das U1te il

des SG° leide en w>eentliehen Mängeln des Verfahrens; due

SGO habe den Kläger nicht vernnleßt, sechdienliche Ant äge

zu stellen (9 106 ;1bs„ 1 des oo„ialvel1ehtege°etnee —see —);
der nläger habe nicht nur die aufhebung der eng eio htenen Jer—

weltungoekte und die Anerkennung der Nervenlühmung‚ sondern

die ihm dafür zustehende Versorgung begehrt; des SG„ habe

aber nicht einmal über den in die Sitzungsniedersehrift auf»

s;eno„m nen éntrag ents*hieden; die Feststellung im Urteil,

euß der Biene t nein neercou1iiencnt als militärähnlieher Bie et

im Sinne des © 3 Abso 2 BVG zu gelten habe, sei verfehrens—

rechtlich nicht zulässig‚ sie betreffe nicht das Bestehen

eines Reehtsverhältnieees‚im Sinne von 5 55 Abs„ 1 Nr° 1 SGG;

soweit in dem Urteil euegeäprochen sei‚ der Beklagte habe den

Versorgungeintreg sachlich zu prüfen‚ weitere Ermittlungen nn—

zustellen und dem Kläger einen rechtsm.ttelfähigen Bescheid

zu erteilen; entepreche dies nicht dem Antrag des nl1eere;

das Urteil enthalte insoweit eine veri1hrensrc ehtlie h unzuläe—

eige Rückverweieung an die Verweltungsbehörde; die Aufhebung

des Urteile und üie Bückverweieung dee Rechtes treits seien

auch deshalb engezeigt‚ weil noch teteüelliehe Eee tell1„■e

nötig seien; des SG° mmb den B% riff dee militä sehen oder

militärähnliehen Biene tes nicht richtig ausgelegt; seit dem

10 April 1940 sei jeder Einsatz eines Zivilenges tellten der

'thrn1rzeht i1 tuelend als militärähnlieher Dienst anzusehen ge—

esen; nach dem Brleß des Oberk0mmendos der Wehrmacht (OKJ

vom 20 März 19■2 %ien ZiviL ngee tellte der Wehrmzeht vom 11

il 1940 an den VÖTSO?DÜNöSTQChÜIiChGH Vo %hriften für Sol“
deten

und Kehrm::'ntbeemte unteretellt gewesen; das BVG habe

für iiee en lereone11kreis den Anspruch auf Versorgung nicht

eineehr.1 er wollen; der Erleß des 3% gelte indes nicht für

jeden ■ueL 1Qeu1e1thel ‚ insbesondere nicht für Dienstreie en
im ausle nd e der KL e;e1neeh diesen Grundsätzen militürähn—

lichen .Diene t geleistet nebe unä ob seine Gesundheitsetörungen

hierauf zur‘u ekzufhhren seien, 1üsse des SGD eh 1Ll reno Die

Revision ließ dus LSGO zu„ Das Urteil wurde dem Beklagten um
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60 Dezember 1956 zugeetellt; am 18„ Dezember 1956 legte er
Revision ein und beantragte‚

unter Abänderung des Urteils des LSG° Berlin vom
16„ November 1956 der Berufung gegen des Urteil
des SG„ Berlin vom 16„ Mai 1956 stattzugeben und
die Klage ebzuweisen,

,
hilfeweise?

das Urteil des LSG—°aufzuheben und die Sache zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an des LSG„
zurückzuverweisen„

Am 280 Januar 1957 begründete er die Revision: Dee LSG„ habe

die @@79 5 Abs° 2 BVG verletzt; der Erlaß des UKWvom 2° Kira
1942 sei nicht anwendbar; nach @ 5 Absa 2 BVG gelte der Biene
eines Zivilang8$$ellten der Üehrmecht nur dann als militä'ähn—

licher Dien33a wenn er mit beeonderen, kriegseigentümlichen
Gefahren für die Gesundheit verbunden gewesen sei; an frühere
versorgungerechtliche Vorschriften sei der Beklagte bei der

Beurteilung der Versorgungereontlichen Ansprüche nach dem BVG

Hi0ht gebunden; auch bei einem Einsatz im Ausland müsse daher

SÜ€ÜSgeprüft werden, ob er mit besonderen, kriegeeigentüm—
lichen Gefahren Verbunden gewesen sei; bei dem Einsatz des

Klägers hätten diese Voraussetzungen nicht vorgelegenß

Der Kläger beantragte,

die Revieion zurückzuw@iseno

Die Revision ist zulässig, sie ist jedoch nicht begründet°

“es LSGu hat im Ergebnis mit Recht das Urteil des SG° aufge—

hoben und den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Ente

scheiéamg am die str-„ zuréz'okverwieeem

10.Des SG° hat im Tenor seines Urteils festgestellt, “aß der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


>Dienst des Klägers bei dem Heeresvmfienemt während des

Kr iegee &: e militärähnlieher Dienst im Sinne des 5 5

Abeo 2 BVG zu gelten hebeo Mit Recht hat des LSG„ diese

Feot:„ullh■ä verf hrens rechtlich nicht für zulässig ge—

haltene Naeh @ 55 lbe° 1 Nr„ 1 SGG kenn mit der Klage nur

die Fee tetellung des Bestehens oder Niehtbeetehens eines

Heehteverhältnieees befehrt werden° Dabei können auch ein—

elne Beziehungen oder Berechtigungen aus demRechtsver—

hältnie gerichtlich festgestellt werden (vg■ BSG° 4

SC 184 [7857 mit weiteren Hinweisen)‚ aber nicht einzelne

Voraussetzungen für die Entstehung eines Rechtsverhält—

nisees„ Auch die P'ege‚ ob äer ■iege mili tä. ähnlichen

Dienst geleistet hat? betrifft nur eine tatsächliche Vor—

aussetzung des Ver;oxbunbo ne pruehe aber nicht ein äeentew

verhältnie im Sinne dee & 55 SGG(vgl.° BSG° 7 SO 3 157)„
Die eeleständige Beste tellung einer einzelnen reehtse:—

heblichen Tatsache ist verfehre nsrecntlieh unzulässig;

sie nn nicht Ge"ex 15tenä einer lee etcllungeklage und

eines mt telluns Mr ei 5 sein (BSG„ 7 So 3)o

Der KLiger hat die Fast etellun daß er während des Krie—ne

ges militärähnlichen L enst geleistet hehe, auch 5 r nicht

begehrte Nach der Sitzungeniederechrift des SG° von 16„ Mai

1956 hat er beantragt, “unter Aufhebung der ange:zochtenén

Bee beide Nervenlähmung in beiden Beinen‚ im reexten Ln—

terzrm und in der linken Hand tale Verrsorgung eiden anzu—
erkennen"° Melb t in dieraer Formulierung läßt der Antrag?

ine bes;ondere zusammen mit der Begründung der Klage9 deut«

lieh erkennen, deß ee dem Kläger neben der Aufhebung der

eblehnenden Bescheide nicht auf die Feststellung einer

militärähnliehen Dieietee@derechteerhebliehen Teteeehe I

als Voraussetzung des Vereorgungsenseruehs, sonder; auf

die Zuerkennung dies 5 anepruehe selbst „n ;ekonmen i3t‚

Für ‚He es Begehren kommt im richtig veretendenen Interw

lege9 sondern

@ 4 Abä„ l CGG)
" A,‘ .,

();/VI“%
? AOSJO 4 uv'u

-ese dee „lnecre nicht eine Fee stellungek

eine u[1 bungs— und Verpflieht unx‚eligc

oder eine xutneuun■o— und Leistung kl 91 0(
-3
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_ 5 _

in Betracht„ Es kann dahingestellt bleiben9 welche Kluge—

srt in diesem “alle die richtige ist° Jedenfalls ist ücr

Antrag des Klägers nicht sechdienlioh gewesen; er diente

nicht der Erledigung des Rechtsstreits° Das SG° hätte

deshalb darauf hinwirken müssen, daß der Kläger je nach

seinem Begehren einen sectdienli€hen Antrag stellt° Es

ist ferner unerheblich, ob der Kläger euch die Feststele
lung hat begehren wollen‚ daß seine Leiden Schädigunge—

folgen im Sinne des BVG seien und ob für eine solche Fest»

stellung ein berechtigtes Interesse bestendeh hat (vgl°

Urteil des BSG„ vom 10°12„19589 11/9 RV 1148/57)„ Es darf

jedenfalls nicht allein auf eine solche Feststellung er—
kennt werden, wenn neben der Aufhebung des eblehnenden

Bescheides die Zuerkennung von Leistungen begehrt wird

(vgi° BSG° 5 s„ 121 £T2ä7)°

Das SG° hat auch insoweit gegen verfehrensreehtliehe Vor—

schriften verstoßen‚ als es den Beklagten verurteilt hat,

den Versorgungsentreg des Klägers nunmehr sachlich zu prü—

fen, die noch erforderlichen Ermittlungen anzustellen, Un—

terlagen beizuziehen und dem Kläger einen reehtsmittel—

fähigen Bescheid zu erteilen„ Zwar muß d„s SG° im Urteil

die Verpflichtung aussprechen9 den beantragten Verwal—

tungse&t zu erlassen, wenn es die Verurteilung zum Erleß

eines ebgelehnten oder eblehnenden (vgl° BSG. 7 8° 46 £5Q7)
Verweltungsektes für begründet und diese Frage in jeder

Beziehung iür spruohreif hält (@ 151 Abs° 2 SGG); hält es
die Unterlassung eines Verweltungsaktes für rechtswidrig,

so ist im Urteil die Verpflichtung euezusprechen, den Klä—

ger unter Beachtung der Rechtseuffessung des Gerichte zu

bescheiden {@ 151 Abs° 3 SSG)„ Der Ausspruch einer Ver—
pflichtung ist in diesem Falle aber weder nach % 151 Abso2

noch nach Abs° } möglich gewesen° Die Sache ist nicht

spruchreif und auch sonst nicht soweit geklärt gewesen,

daß eine Verpflichtung nach @ 151 SGG hätte ausgesprochen

werden könnena Das SG° hat nur Feststellungen über den
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militärähhlichen Dienst getroffen, die übrigen Voraus—

setzungen des Versergungsanspruchs aber offa1 gelassen„

Es hat den Sachverhalt nicht selbst geklärt, wozu es

nach 5 105 SGG verpflichtet gewesen wäre, es hat vielmehr

in Verkennung der ihm nach @ 103 SGG obliegenden Pflicht

für geboten gehalten, "die Suche nochmals der Versorgungs—

behörde zur übwicklung der ihr zukonmenden urcigenen Tä—

tigkeit, nämliéh der sachlichen Prüfung durch den ver”

sorgungsärztlichen Dienst sowie der sachlichen Ermitt—

lungen und Herbeiziehung von Unterlagen und sonstigen

Beweismitteln zuzuleiten" Das SG„ hat danach die Sache

zur Aufklärung des Sachverhalts en die Verwaltungsbe—

hörde zurückverweisen wollen° Eine solche Zurückverwei—

sung ist in sozialgerichtlichen Verfahren aber nicht

zulässig (BSG° 2 So 94)°

Das Lse„ hat sein Urteil auch darauf gestützt, daß noch
weitereFeststellungcnnötig seien; das SGQ habe den Be».

griff des militärähnlichen Dienstes nicht richtig ausge—

legt? bei der Beurteilung dieser Frage sei der Erlaß des

OKW vom 2° März 1942 (Wehrmachtfürsorge— und Vers rgunge—

bestimmungen 1942 SG 136 Nro 185) zu berücksichtigcno

Die Ausführungen hierüber gehören zu der rechtlichen Be—

urteilung, von der des LSG„ bei der Aufhebung des Urteils

des SG° ausgegangen ist; das SG° hat diese Beurteilung

seiner Entscheidung zugrunde zu legen (5 159‘Abs° 2 SGG)°

Der Senat muß daher prüfen, ob diese Beurteilung zutrii‘fto

Das LSGO hat festgestellt? der Kläger habe nicht nach deut—

schem Hehrrecht als Soldat oder Uehrmechtsbeemter Dienst

geleistet‚ er sei bei der Kehrmncht auf Grund eines Ar—
beitsvertrnges beschäftigt gewesen; es hat deshalb zu

Recht angenommen, es habe sich nicht um militärischen

Dienst im Sinne von 9 2 Abs° ? BVG, Buchsto e? gehen—
deltu Zu Unrecht hat das LSG„ egegen angenommen, die

Frage, ob der Kläger militärischen oder militärähnlichen
Dienst geleistet habe, sei nach dem Erlnß des OKW vom
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2„ März 1942 zu beurteilen„ Nach diesem Erleß sind reichs—

deutsehe Gefolgeehuftemitglieder (Angestellte und arbei—
ter der Wehrmacht) bei Truppen und Wehrmäehtsdienstetellsn

in Gebieten außerhalb der Reichsgrenze auf Grund des 5 55

des Wehrgesetzes bei Körperschäden; die bei Soldaten die

Vehrdienstbeschädigung hätten anerkannt werden müssen,

den Vorschriften des Wehrmachtsfürsorge— und Versorgungs—

gesetzes (WFVG) und des Eineetz—Wehrmachtsfürsorge— und

Versorgungegeeetzes (EWFVG) unterworfen gewesen„

Auf diese Regelung kann die Versorgung nach dem BVG nicht

gestützt werden„ Das BVG beruht, wie den Übergengsvorschrifm

ten (5% 84 bis 86) zu entnehmen ist, auf dem Grundgedenlen‚

da■.von seinem Inkrafttreten en die Tatbestände der @@1

bis 5 BVG die ■lleinige Grundlage für die Versorgung bil—

den (BSG„ 4, 21 1527 mit weiteren Hinweisen, ferner.Urteil

des BSG‚ vom 1433958, 11/s RV ee7/55L Nach5 1 Abs„ 1
BVG erhält auf Antrag aber nur Versorgung, wer u„e„ durch

eine militärische oder militärähnliche Dienstverriohtung,

durch einen Unfall während der Ausübung des militärischen

oder militärähnlichen Dienstes oder durch die diesem Dienst

eigentümlichen Verhältnisse eine gesundheitliche Schädigung

erlitten hat() Nur wenn die Tatbestände der %5 1 bis 5 BVG

erfüllt sind, kann Versorgung nach dem BVG gewährt werden°

Die Tatbestandsmerkmele des militärischen oder militär—

ähnliohen Die stes sind allein nach den @@2, 3 und 4 BVG

zu beurteilen° Nach 5 54 Abs° 2 Nro 2 BVG, Buchsto f und

g , sind am 10 Oktober 1950 auch die Bestimmungen außer

Kraft getreten, die zur Ergänzung des EFVG und des EVPVG

erlassen werden sind; dazu hat auch der Erleß des OKW vom

2° ■ärz 1942 gehört, der deutsche Angestellte und Arbeiter

der Wehrmacht in bestimmten Umfange in die Versorgung nach

dem nFVG und dem EWFVG einbezogen hat; beschädigte Gefolge

schaftsmitglieder haben zum Personenkreis des @ 66 HEVG,

ihre Hinterbliebenen zum Personenkreis der 55 104, 105,

111 Abs„ 2 gehört (vglo Nro 8 der mit dem Erleß bekanntge—

gebenen Zusätze);
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Dem Erlaß des OKH ist auch nicht, wie des LSG° meint,

'zu entnehmen„ daß jeder Einsatz bei Truppen und „ehrmochts—

dienststcllen außerhalb der früheren Reichsgrenzen seit

dem 10 April 1940 als militärischer Dienst anzusehen ge—

wesen sei, sofern ein unmittelbe es Vertregsverhültnis

mit der ‘„ehrmucht bestanden habec Militärischer Dienst

Sinne des 5 1 Abs„ 1 BVG ist nach @ 2 Abs° 1 Buchstoa

BVG nur der nach deutschem Wehrrecht geleistetebienst

als Soldat oder Wehrmec tsbeemter„ Das OKW hat aber nur

verfügt9 daß die bei Truppen und Wehrmachtsdiens stellen

außerhalb der Reichegrenzen beschäftigten deute chen Ge—

folge eheftt mitgliede r für Körpers chäden, die bei Soldaten

als Gehrdienstbee eh&digur1g hätten anerkannt werden müs—

sen, Versorcu._g nach dem WEVGund dem EWKVGerhalten° Sie

sind insoweit gie Soldaten zu belendeln gewesen und dem
Personenkreis des hFVG und des EWFVG gleichgestellt wor—

den° An ihrem Dienstverhältnis hat sich dadurch nichts ge—
änderte Sie haben auch nicht deswegen nach deutschem Mehr»

recht Dienst als Soldaten oder Wehrmachtsbeemte geleistet,

weil die Zivilengestellten der Wehrmacht für die Dauer

einer Anordnung nach @ 35 de sWehrgesetzes Angehörige

der Wehrmacht im Sinne des 9 21 des Wehrgesetzes (Solda—

ten und Wehrmachtsbeemte) gewesen sind (@ 35 Satz 2 des

>Wehrgesetzes)o Das OKWhat in dem Ei aß vom 2 März 1942
lediglich die Vorschriften des WFVG und des ‘““VG auf

deutsche Gefolgscha tsmitglieder der Wehrmacht für anwend—

ber erklärt° Sie sind denit aber nicht Angehörige der

D
"

.e rmncht im Sinne des @ 21 des Wehrfeeetzes geworden;

sie sind ihnen nicht oei der nn„endung des «ehrgemet■e

mo eern nur mei der énxendung des LFVG und des EWTVG

gleichges llt „erde no

In diesem Umfang hat das BVG die Versorgung von Angestell—

ten und Arbeitern, die in einem uxmittelbmren Dienstver—

hältnis zur Wehrmacht gestanden haben‚ aber nicht über—

nommeno Nach dem Erleß des OKH haben die Vorschriften des

“SVG und des E£WBVGfur alle deutschen Angestellten und
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Arbeiter gegolton9 die er? Grund eines Arbeitévertrd—

ges, der VO zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Auf—

geben von besonderer steetepolitischer Bedeutung vom 15„Fe—

bruer 1939 (BGBl„ I S„ 206) oder auf Grund der Notdienst—

verordnung vom 15° Oktober 1938 (BGBl° I 5° 1441) bei außer—
halb der Reich3grenzen befindlichen Truppen und Wehrmachts—

dienststellen Dienst geleistet haben (vgl° Nr„ 1 , 2, 4
und 5; der mit dem Erlaß bekanntgegebenen Gesetze)° Diese

Dienstleistungen entsprechen nicht ohne weiteres dem mili—

tärähnlichen Dienst im Sinne des @ 1 Abs„ 1 BVG° Von den
Dienstleistungen dieser Art gilt vielmehr schlechthin als

militärähnlicher Dienst nur der Dienst auf Grund der Not—
dienstverordnung vom 150 Oktober 1938 (@ 3 Abs° 1 Buchst° k
BVG)? der Zivildienst bei der Wehrmacht auf Grund einer
Dienstverpflichtung oder eines Arbeitsvertreges dagegen
lediglich insoweit, als der Einsatz mit besonderen, kriege—

eigentümlichen Gefahren verbunden gewesen ist (@ 3 Abe„ 2
BVG); Ob nach % 3 Abs„ 2 BVG militärähnlicher Dienst gelei—

stet werden ist, ist nach den tatsächlichen Verhältnissen

des Einzelfallee besonders zu prüfen; die Feststellungen

des LSG„ sind insoweit nicht erechöpfend9 sie reichen

nicht euei für die Schlußfolgerung, der Einsatz des Klä—

gers sei nicht mit besonderen kriegeeigentümlichen Gefeh«

ren für die Gesundheit verbunden gewesen„ Das SG° wird

vielmehr insoweit noch weitere Ermittlungen enzustellen

haben (Vgl° auch Urteil des BSG„ vom 19° März 1959 — 10 KV

561/57 — )° Der Erleß des OKW jedenfalls bietet keinen

Anhalt dafür, daß jeder Einsatz von Zivilengestellten bei

einer außerhalb der Reic sgrenzen befindlichen Truppe oder

%ehrmechtsdienetetelle _ außer Dienstreisen — mit besonde—

ren, kriegseigentümlichen Gefehren verbunden gewesen sei°

Die Aufhebung des Urteils des SG. und “ie Zurückverwei—

Sun? der Suche sind begründet, weil das Verfahren des

SG° en wesentlichen Mängeln leidet; im Ergebnis hat das

_11_
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LSG„ das Urteil äee SG„ mit Recht nach @ 159 Abs° 1

Nro 2 SGG aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das SG„ zurückverwieseno Die

Revision ist danach nicht begründet° Sie ist nach @ 170

Abs„ 1 Satz 2 SGG zurückzuweisena

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 195 SGG°
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